
Europa will Iren zweite Chance geben
EU-VERTRAG Außenminister drängen auf weiteres Referendum – Kanzlerin hält am Kurs fest

Ein Ausweg aus der
Krise kann nur gemein-
sam gefunden werden.
Von einem „Europa der
zwei Geschwindigkeiten“
war keine Rede mehr.

VON DIETER EBELING
UND UNSEREN AGENTUREN

LUXEMBURG – In der schweren
EU-Krise um den „Lissabon-
Vertrag“ lichtet sich der Nebel
– doch von einem klaren
Blick in die Zukunft kann
noch keine Rede sein. Nach
dem Nein der Iren zum EU-
Reformvertrag und manchem
bitteren Wort vom Wochen-
ende legten die Außenminis-
ter der Union am Montag in
Luxemburg erlesene Freund-

lichkeit gegenüber Irland
an den Tag. In schönem
Einklang betonten sie, das
Votum des irischen Volkes
müsse respektiert, ein
Ausweg aus der Krise

könne nur gemeinsam gefun-
den werden.

Unmittelbar vor dem Kri-
sengipfel, zu dem sich am
Donnerstag die Staats- und
Regierungschefs der EU in
Brüssel versammeln, ist die
Drohung mit Vergeltungs-
oder Strafmaßnahmen gegen
die Iren vom Tisch. Im Kreis
der Außenminister erhob sich
nach Angaben von Diploma-
ten keine Stimme, die ein
„Kerneuropa“ forderte, eine
„Umgründung“ der EU ver-
langte oder das „Europa der
zwei Geschwindigkeiten“ als
Normalfall will.

Bundesaußenminister
Frank-Walter Steinmeier
(SPD) rückte von Äußerungen
ab, „dass Irland einen Weg
für sich findet, für eine Zeit
lang aus der europäischen In-
tegration, aus der Förderung
des europäischen Integrati-
onsprozesses auszusteigen,
den Weg frei zu machen für
das Inkrafttreten des Reform-
vertrags unter 26“. Diese Be-
schreibung einer theoreti-
schen Option habe sich mit
der Erklärung der Regierung
in Dublin erledigt, im Integra-
tionsprozess der EU bleiben
zu wollen, ließ Außenamts-
Sprecher Martin Jäger wissen.
Und auch Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) machte
klar, sie wolle am Reformver-
trag festhalten: „Wir brau-
chen diesen Lissabonner Ver-
trag um arbeitsfähig zu sein

und die Europäische Union
erweitern zu können.“

Der Abschied vom „Kerneu-
ropa“ dürfte den Verantwor-
tungsträgern bei verschärf-
tem Nachdenken vor allem
deswegen leicht gefallen sein,
weil niemand wirklich wusste
(Steinmeier: „Das ist keine
ganz banale Rechtsfrage“),
wie dies oder eine „Umgrün-
dung“ der EU im wirklichen
Leben vonstattengehen
könnte. Vor allem wuchs die

Erkenntnis, sagten Diploma-
ten, dass Daumenschrauben
eher zu Verärgerung als zu
proeuropäischen Gefühlen in
Irland führen könnten.

Stattdessen setzen die EU-
Regierenden auf Bewährtes.
Ebenso wie 2001, als die Iren
den Nizza-Vertrag ablehnten
und bei einer zweiten Abstim-
mung doch akzeptierten, soll
den Bürgern ein zweiter Ur-
nengang schmackhaft ge-
macht werden. Zwei Möglich-

keiten bieten sich an: Die
erste besteht in Erklärungen,
mit denen den Iren die Angst
genommen werden könnte,
dass die EU auch beim Ver-
bot der Abtreibung oder der
militärischen Neutralität mit-
reden will. Die zweite wären
verbindliche Beschlüsse zur
Ergänzung des Vertrages.

Klar ist, dass es beim Gip-
fel noch keine Lösung geben
wird. Sowohl die Iren als
auch die anderen EU-Partner

peilten aber eine neue Ab-
stimmung noch in diesem
Jahr an, hieß es. Dann könnte
der Lissabon-Vertrag noch
planmäßig in Kraft treten.

VERÄNDERUNGEN

Der EU-Reformvertrag
oder „Vertrag von Lissa-
bon“ baut auf dem 2005
durch Referenden in
Frankreich und den Nie-
derlanden abgelehnten
Vertrag über eine Verfas-
sung für Europa auf.

Weiterentwickelt wurden
die Europäischen Ver-
träge mehrfach: In den
80er Jahren gab es die
Einheitliche Europäische
Akte. In den 90er Jahren
folgten die Verträge von
Maastricht und Amster-
dam und im Jahr 2000
der Vertrag von Nizza,
der noch Gültigkeit hat.

Unterzeichnet wurde der
Vertragstext am 13. De-

zember 2007 in Lis-

sa-
bon. Bis Ende 2008
sollte der Reformvertrag
durch alle Mitgliedsstaa-
ten ratifiziert sein.

Reformen: Ein Ratspräsi-
dent übernimmt den Vor-
sitz im Rat der Staats-
und Regierungschefs.
Ein „Hoher Vertreter für
die Außen- und Sicher-
heitspolitik“ wird be-
stellt. Die Zahl der Kom-
missare wird ab 2014
auf zwei Drittel der Zahl
der Mitgliedsstaaten ver-
ringert. Das Mitsprache-
recht der nationalen Par-
lamente im europäischen
Gesetzgebungsverfahren
wird verbessert. Damit
wird das Subsidiaritäts-
prinzip gestärkt.

Das Europaparlament
hat zukünftig 750 an-
stelle von bisher 785 Ab-
geordnete. Die Zahl der
deutschen Abgeordneten
reduziert sich von 99
auf 96.

Durch einen Verweis auf
die Grundrechte-Charte
im Reformvertrag wer-
den den EU-Bürgern ein-
klagbare Arbeits- und So-
zialrechte garantiert.

„Sollte Irland aus der EU aus-
geschlossen werden?“
@ Ihre Meinung interessiert uns.
Stimmen Sie ab unter:
www.NWZonline.de/umfrage

Unsicherheit über Zukunft
EU-VERTRAG Deutscher Politologe analysiert Irlands Nein

Der EU-Reformvertrag
kann nur in Kraft treten,
wenn er von allen 27 Mit-
gliedstaaten ratifiziert
wird. Die Parlamente in
acht EU-Mitgliedsländern
müssen den „Vertrag von
Lissabon“ noch billigen.

Wackelkandidat ist im Mo-
ment noch Tschechien:
Dort hat die erste Parla-
mentskammer dem EU-Ver-
trag zugestimmt. Das Vo-
tum in der zweiten Kam-
mer wurde im April ver-
schoben, da das Verfas-
sungsgericht erst die Ver-
einbarkeit mit dem natio-
nalen Recht klären soll.
Nach dem Ablehnen des

Vertrages durch die Iren
haben sich Präsident Va-
clav Klaus und Senatsprä-
sident Premysl Sobotka
EU-kritisch geäußert.

In Großbritannien steht
die Labour-Regierung un-
ter Druck, ein Referendum
abzuhalten. Premier Gor-
don Brown lehnt die Volks-
abstimmung jedoch ab.

Zustimmen müssen außer-
dem noch Italien, Spa-
nien, Belgien, Schweden
und Niederlande. Die jewei-
ligen Regierungen wollen
trotz des irischen Neins
an der Ratifizierung fest-
halten.

VON OLAF REICHERT

STRAßBURG – Die Iren sollten
erneut abstimmen – darüber,
ob sie EU-Bürger bleiben wol-
len. Das sagt Hans-Peter
Mayer, CDU-Abgeordneter im
Europaparlament aus Vechta.

FRAGE: Herr Mayer, wie geht
es nach dem Nein der Iren
zum „Vertrag von Lissabon“
weiter?
MAYER: Zunächst muss die iri-
sche Regierung die Chance
bekommen, darzulegen, wie
es zu dem Nein kommen
konnte. Dann stellt sich die
Frage: Was bieten die Iren an?
Sie können wie beim Vertrag
von Nizza sich dazu entschlie-
ßen, noch einmal abzustim-
men. Nicht über die selbe
Frage, aber darüber, ob Irland
Mitglied der EU auf dem
Stand des Lissabonner Ver-
trags sein oder austreten will.

Das ist die Kernfrage.
FRAGE: Das soll zur Lösung
führen?
MAYER: Ja. Für den Fall, dass
alle anderen EU-Mitglieder
dem Vertrag zustimmen,
könnte Irland für eine juristi-
sche Sekunde aus der Union
ausscheiden. Dann würde der
Vertrag in Kraft treten. Da-
nach könnten die Iren wieder
Mitglied werden, entweder
mit allen Rechten und Pflich-
ten oder unter Ausklamme-
rung bestimmter Bereiche
des Vertrags. Diese Situation
kennen wir schon etwa mit
Großbritannien oder Däne-
mark.
FRAGE: Irland hat enorm von
der EU profitiert, trotzdem
kam es zur Ablehnung.
MAYER: Es gab in Irland viele
Privatakteure, die mit Millio-
nensummen gegen Europa
agitiert haben. Das waren ge-
rade diejenigen, die von Eu-

ropa profitierten und ihren
Profit nicht schmälern woll-
ten. Die irische Regierung
hätte dagegen massiv interve-
nieren müssen, insbesondere
gegen Falschbehauptungen.
Es wurde viel zu wenig zur In-
formation der Bevölkerung ge-
tan. Man sollte die Bürger
erst dann abstimmen lassen,
wenn sie umfassend infor-
miert sind. Daran fehlte es in
Irland massiv.

LIMERICK/OLDENBURG/AS –
Das irische Nein zum EU-Ver-
trag war absehbar. „Die allge-
meine Unsicherheit über des-
sen Auswirkungen gab den
Ausschlag“, analysiert Heiko
Walkenhorst, der seit 2006 Po-
litik-Dozent an der Universi-
tät von Limerick ist und von
Oldenburg aus über Essex auf
die grüne Insel wechselte. All-
gemein herrsche durchaus Eu-
ropafreundlichkeit in Irland,
betont der Europa-Experte
im Gespräch mit dieser Zei-
tung: „Überall an den Straßen
stehen große Schilder, die auf
EU-finanzierte Infrastruktur-
projekte hinweisen“ – auch
wenn es vor allem amerikani-
sche Firmen gewesen seien,
die zum Jobwunder auf der In-
sel beigetragen hätten.

Dennoch: „Die EU-Gegner
hatten es einfacher, ihre An-
hänger zu mobilisieren. Sie
verfolgten eine einfache Stra-

tegie, nämlich die des Angst-
schürens“, sagt der Politikwis-
senschaftler. Die meisten Ar-
gumente der Vertragsgegner
seien „populistisch, im
schlimmsten Falle falsch“.
Walkenhorst: „Da ist das klas-
sische Argument des Verlusts
nationaler Unabhängigkeit,
welches nach Jahrhunderten
britischer Unterdrückung in
Irland immer noch wiegt. Die
Gegner führten ebenfalls an-
gebliche Steuererhöhungen,
zunehmende Arbeitsimmigra-
tion und negative Auswirkun-
gen für die Landwirtschaft als
Argumente ins Feld, um das
Referendum zu gewinnen.“

Zur politischen Niederlage
für die Regierung habe auch
„das komplizierte und intrans-
parente EU-Vertragswerk“ bei-
getragen, „das kaum noch öf-
fentlich vermittelbar ist, ge-
schweige denn dessen not-
wendige Reformen“.

Jetzt herrsche große Unsi-
cherheit in Irland, wie es poli-
tisch mit der Insel weiter-
gehe. Zwar seien „Drohun-
gen, Irland könnte auf Zeit
ausgeschlossen werden aus
der Gemeinschaft, haltlos,
weil es dafür keine Vertrags-
grundlage“ gebe. Walken-
horst: „Die Angst in Irland ist
jedoch groß, dass der Einfluss
in der EU durch die Osterwei-
terung nachhaltig ge-
schwächt ist. Die Irische Au-
ßenpolitik muss daher stärker
auf Allianzen mit anderen,
kleinen EU-Mitgliedern set-
zen.“ Diese Strategie falle den
Iren „nicht einfach“, weil
diese „nicht über Erfahrun-
gen kontinentaleuropäischer
Bündnispolitik“ verfügten.

Doch spätestens mit zu-
rückgehenden US-Investitio-
nen werde die EU als „wich-
tigster Stabilitätsanker“ er-
kannt.

TSCHECHIEN NÄCHSTER WACKELKANDIDAT IM RATIFIZIERUNGSPROZESS
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Blitzaustritt als Hintertürchen
EU-VERTRAG Parlamentarier Mayer zeigt Lösungsweg auf
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